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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung wurde im Sommersemester 1998 von der Juri-
stischen Fakultät der Ruhr-Universität Bochum als Habilitationsschrift ange-
nommen. Angesichts der in ihr behandelten „schnellebigen" Thematik ist sie 
anschließend noch einmal, insbesondere hinsichtlich der deutschen Energie-
rechtsnovelle vom 24. April 1998 sowie der sich abzeichnenden Reform der 
französischen Elektrizitätswirtschaft - das betreffende Gesetz stammt vom 10. 
Februar 2000 - ergänzt und aktualisiert worden. Auf diese Weise sind Recht-
sprechung und Schrifttum bis Februar 2000 berücksichtigt. 

Nachdrücklich danken möchte ich Herrn Professor Dr. Peter J. Tettinger. 
Während meiner Tätigkeit an seinem früheren Bochumer Lehrstuhl und am In-
stitut für Berg- und Energierecht der Ruhr-Universität hat er meinen akademi-
schen Werdegang mit nachhaltigem Engagement begleitet und - nicht zuletzt 
durch Gewährung notwendiger Freiräume - gefördert. Sein Vorbild in wissen-
schaftlicher, vor allem auch in menschlicher Hinsicht empfand ich stets als 
Orientierung und große Bereicherung. 

Gedeihen konnte die Arbeit auch dank des kollegialen Klimas innerhalb der 
Juristischen Fakultät der Ruhr-Universität. Stellvertretend sei hierfür sowie für 
die zügige und engagierte Erstellung des Zweitgutachtens Herrn Professor em. 
Dr. Dr. h.c. mult. Knut Ipsen gedankt. Wissenschaftliche Anregungen und 
manch „mentale Stärkung" erfuhr ich zudem im Wittener Habilitanden- wie 
auch im übrigen Freundeskreis. 

Vielfältige und bereitwillige Hilfestellungen durch ausländische Experten, 
ohne die eine rechtsvergleichende Untersuchung nicht auskommt, verdanke ich 
den Professoren Dres. Pierre Subra de Bieusses und Michel Bazex (Université 
Paris X - Nanterre), Luciano Parejo Alfonso (Universidad Carlos III de Ma-
drid), Sabino Cassese (Universita Sapienza, Rom), Iñigo del Guayo Castiella 
(Universidad de Almería) und Francisco de Borja López-Jurado Escribano (Uni-
versidad de Navarra) sowie Thomas Wälde (University of Dundee), ferner Frau 
Fabienne Helvin vom französischen Industrieministerium, Herrn Alain Fiquet 
(Electricité de France) und Herrn Luis Arroyo Jiménez (Universidad de Castil-
la-La Mancha). Für redaktionelle und technische Hilfestellungen habe ich 
schließlich den Assessoren Holger van Ooy, Britta Paschke und Stefanie Weiß 
sowie Frau stud. iur. Britta Jenjahn und der Mitarbeiterschaft des Instituts für 
Berg- und Energierecht zu danken. 

Finanziell unterstützt wurde die Untersuchung durch ein Habilitationssti-
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pendium und einen Druckkostenzuschuß der Deutschen Forschungsgemein-
schaft. Dies wie auch die Aufnahme der Studie in die Reihe „Jus Publicum" des 
Verlages Mohr Siebeck - mein Dank für die exzellente Betreuung gilt dort den 
Herren Dr. Franz-Peter Gillig und Rudolf Pflug - sind mir Ansporn für die wei-
tere wissenschaftliche Tätigkeit. 

In jeder Hinsicht conditio sine qua non für das Entstehen der Arbeit war un-
terdessen die unermüdliche, schon einmal leid-, immer indes verständnisvolle 
Rückendeckung durch meine Familie: Großen Dank schulde ich meinen Eltern, 
in erster Linie aber meiner Frau Fdtima mit unseren Kindern Ana-Christina, 
Nicolas und Emanueb, ihnen möchte ich diese Arbeit widmen. 

Johann-Christian Pielow 
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„Das Leben Europas beginnt mit jedem Jahrzehnt mehr eine 
große Einheit zu werden, und jene Verschiedenheit [der euro-
päischen Verwaltungsrechtsordnungen] erscheint nicht mehr 
als der bloße Unterschied des Geltenden, sondern als die ver-
schiedene Gestaltung des an sich Gleichartigen bei der ver-
schiedenen Individualität der einzelnen Staaten. Sie [die ver-
gleichende Verwaltungs(rechts-)lehre] wird daher zur Wis-
senschaft, indem sie das Gemeinsame und das Verschiedene 
auch hier auf die Natur der Kräfte zurückführt, welche beides 
erzeugen, und in der That ist es diese Wissenschaft, welche die 
Staatswissenschaft zur Wissenschaft des europäischen Lebens 
macht. Das ist die Gewalt, mit der sie auch in ihrer unfertig-
sten Gestalt die Geister an sich zieht, in unserer Zeit mehr als 
je; sie weiß, daß ihr die Zukunft gehört." 

Lorenz von Stein, Handbuch der Verwaltungslehre, 2. Aufl. 
1876, S. 84. 

Einleitung 

Die „öffentliche Versorgung" mit Gütern und Dienstleistungen von allge-
meinem wirtschaftlichen Interesse sieht sich derzeit verstärkt in den Mittel-
punkt ebenso des rechts- wie des wirtschafts- und politikwissenschaftlichen 
Forschungsinteresses gestellt. Ausschlaggebend hierfür stehen Motive, die in 
der Geschichte immer wieder zu intensivem Disput im einschlägigem Kontext 
veranlaßten. Es sind dies zunächst tiefgreifende Veränderungen von Wirtschaft 
und Technik - früher etwa das Eisenbahn- und Postwesen, heute den Rund-
funk- und Telekommunikationssektor nebst Multimediadiensten, den Luftver-
kehr, aber auch „alternative" Formen der Energie- und neue Konzepte der Ent-
sorgungswirtschaft betreffend. Damit einher gehen Gewichtsverlagerungen ge-
sellschaftspolitischer Art, einst wie jetzt etwa in dem Bedürfnis nach mehr Mo-
bilität und zwischenmenschlicher Interaktion, in Sachen „Verkehr", „Energie" 
und „Entsorgung" heutzutage auch im gewandelten Verhältnis zur Umwelt 
zum Ausdruck kommend. Durch solche Entwicklungen zum Teil mitbedingt 
sind schließlich Prozesse der politischen Emanzipation und der Internationali-
sierung: früher die Uberwindung der Kleinstaaterei und die Herausbildung des 
großflächigen Nationastaates, neuerdings und nicht zuletzt durch den Zusam-
menbruch zentraler Plan- und Verwaltungswirtschaftssysteme gefördert: die 
Öffnung der Grenzen im „globalisierten" Wettbewerb der Wirtschaftsstandor-
te. 

Umbrucherscheinungen technisch-wirtschaftlicher sowie gesellschafts- und 
globalpolitischer Art stellen einstmals festgefügte Dogmen zur Disposition. Be-
troffen sind auf dem Gebiet der „öffentlichen Versorgung" namentlich Über-
zeugungen, die mit der Vorstellung vom „natürlichen Monopol" im Bereich 
„netzgebundener" Vesorgungsdienstleistungen oder ganz allgemein mit der 
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traditionellen Dominanz des Staates auf „monopolisierten" oder „nationalisier-
ten" Wirtschaftssektoren einhergehen. Der Staat stößt angesichts ständig stei-
gender Anforderungen an die öffentliche Versorgung und knapper personeller 
wie finanzieller Ressourcen an die Grenzen seiner Leistungskraft. Andererseits 
eröffnen privates Know-how und Kapital im Verein mit der Internationalisie-
rung der Märkte alternative Gestaltungsoptionen. An die Stelle von Betrach-
tungen zum „Marktversagen", welches früher die Monopolwirtschaft unter 
strikter Staatskuratel rechtfertigte, treten Überlegungen zum „Staatsversagen" 
und zur Neubestimmung des Verhältnisses von „Staat" und „Markt" bzw. von 
„Wettbewerb" und „Wettbewerbsbeschränkung" bei der Bereitstellung ge-
meinwohlgebotener Güter und Dienstleistungen. Staats- und verwaltungswis-
senschaftlich stehen dahinter Überlegungen zu einem „Rückzug des Staates" 
oder aber eines unter gewandelten Vorzeichen gebotenen „ Bringing the State 
back in". An unterschiedlichsten Rezepturen und praktischen Ansätzen zur 
Problembewältigung mangelt es nicht - zusammengefaßt werden sie regelmä-
ßig unter den plakativen Reizbegriffen von Liberalisierung und Privatisierung 
sowie der Deregulierung und der in Grenzen regulierten „gesellschaftlichen 
Selbstregulierung" im „kooperativen" Staat. 

Mit der Umbruchstimmung auf nationaler Ebene in engem Wechselwir-
kungszusammenhang stehen Recht und Politik der Europäischen Gemein-
schaft. Während sich die auf die Schaffung eines Gemeinsamen Marktes kon-
zentrierten Gemeinschaftsorgane anfänglich ausschließlich mit „privatwirt-
schaftlich" angebotenen Waren und Dienstleistungen befaßten, ist sub signo 
Binnenmarktkonzept und „ e f f e t utile "-Rechtsprechung des Gerichtshofs in 
Luxemburg ein Paradigmenwechsel zu verzeichnen: Europäische Rechtsan-
wendungs-und Rechtssetzungsinitativen galten und gelten immer mehr denje-
nigen Wirtschaftssektoren, die - wie Post und Telekommunikation, Eisenbahn-
verkehr und Energieversorgung - traditionell eine Plattform umfassender und 
ausschließlicher Einflußnahme durch die Mitgliedstaaten bildeten und so durch 
das vorherrschende Engagement „öffentlicher Hände" und das Fehlen inner-
staatlichen wie grenzüberschreitenden Wettbewerbs gekennzeichnet waren. 
Vor diesem Hintergrund erweist sich vielerorts gerade die Gemeinschaftspolitik 
als eigentlicher Motor zur Umsetzung von Marktöffnungsstrategien. 

Die federführenden Gemeinschaftsorgane haben sich dem Desiderat der Li-
beralisierung unterdessen in einer Weise verschrieben, die in den Mitgliedstaa-
ten, wenn dies denn jemals der Fall war, nicht mehr nur mit Wohlgefallen regi-
striert wird. In dem Maße, in dem der staatlichen „Vorherrschaft" auf den be-
troffenen Wirtschaftssektoren Einschränkungen drohen, werden Stimmen ver-
nehmbarer, die Schutzmechanismen einfordern, um einem „Ausverkauf" natio-
naler Einflußmöglichkeiten im grenzenlosen Wettbewerb des Binnenmarktes 
entgegenzuwirken. Hierzulande hat dieser Prozess mit der Debatte um eine 
Funktionsgarantie für öffentliche „Daseinsvorsorge", namentlich im Hinblick 
auf den Sonderstatus öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute (Stichworte: „Ge-
währträgerhaftung"; „Anstaltslast"), der der Europäischen Kommission zur 
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Prüfung vorliegt, soeben seinen Höhepunkt erreicht.1 Angesichts der in Frank-
reich schon vor Jahren losgetretenen und dort wesentlich intensiver geführten 
Debatte um eine europarechtliche Absicherung von services publics wurden be-
reits „Risse im europäischen Gesellschaftsvertrag" ausgemacht, die sich in Ge-
stalt „revisionistischer Tendenzen" äußern sollen, indem die Mitgliedstaaten 
dem europäischen Wettbewerbs- und Integrationsdruck unter dem Mantel na-
tionaler Sorge für das Dasein verborgene Souveränitätsinteressen entgegenhal-
ten.2 

Die vorliegende Untersuchung will in solche Polemik nicht einstimmen. Aus 
rechtswissenschaftlicher Perspektive soll sie jedoch dort ansetzen, wo die ei-
gentliche Ursache für die zu verzeichnenden neuen Dissonanzen verortet wird: 
Die ausgeprägte Inkongruenz gesellschafts- und ordnungspoltischer, damit 
aber auch staats- und (wirtschafts-) verwaltungsrechtlicher Strukturen in den 
Mitgliedstaaten, auf die sich von europäischer Seite betriebene Marktöffungs-
prozesse notwendig unterschiedlich auswirken müssen, die ihrerseits aber auch 
dazu beitragen können, Disharmonien zu verfestigen und Wettbewerbsverzer-
rungen zu fördern. 

Als Dreh- und Angelpunkt der gemeinschaftsrechtlichen Betrachtung er-
weist sich immer mehr Art. 86 Abs. 2 E G V (= 90 Abs. 2 E G V a.F.), wonach Un-
ternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interes-
se betraut sind, unter näheren Voraussetzungen von den Vorschriften des Ver-
trages und insbesondere von den Wettbewerbsregeln ausgenommen werden 
können. Eine Vorschrift, die lange Zeit einen „Dornröschenschlaf" führte, indes 
in dem Maße rechtspraktische wie rechtswissenschaftliche Relevanz entfaltete, 
wie die Gemeinschaftspolitik auf die Bastionen der nationalen Versorgungs-
wirtschaft übergriff. Zusätzlich unterstrichen werden die hiermit aufgeworfe-
nen Rechtsfragen durch die im Vertrag von Amsterdam3 enthaltende Ergän-
zung des Primärrechts um den jetzigen Art. 16 EGV. Diese Vorschrift soll die 
Grundphilosophie des Art. 86 Abs. 2 E G V zu einem Leitprinzip des Gemein-
schaftsrechts erheben und bringt das Spannungsverhältnis zwischen mitglied-
staatlicher und europäischer Gemeinwohlkompetenz signifikant zum Aus-
druck: 

„Unbeschadet der Art. 73,86 und 87 und in Anbetracht des Stellenwerts, den Dienste von 
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse innerhalb der gemeinsamen Werte der Union ein-
nehmen, sowie ihrer Bedeutung bei der Förderung des sozialen und territorialen Zusam-
menhalts tragen die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen 
Befugnisse im Anwendungsbereich dieses Vertrages dafür Sorge, daß die Grundsätze 

1 Vgl. die Berichte „Die Ministerpräsidenten rücken gegen die Europäische Union zusam-
men" und „.Dienstleistungen der Daseinsvorsorge' - Rundfunk, Sparkassen und Nahverkehr", 
in: F.A.Z. Nr. 73 v. 27.3. 2000, S.2. 

2 Siehe den Beitrag „Risse im europäischen Gesellschaftsvertrag" von E.-J. Mestmäcker, in: 
FAZ Nr. 230 v. 4. Oktober 1997, S. 15. 

3 Vom 2.10. 1997 (BGBl. 1998 II S.386). 
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und die Bedingungen für das Funktionieren dieser Dienste so gestaltet sind, daß sie ihren 
Aufgaben nachkommen können." 

Die vagen Formulierungen lassen erahnen, welcher „Spreng-", besser „Spalt-
stoff" sich hinter der Hervorhebung der „jeweiligen Befugnisse" im Hinblick 
auf Dienstleistungen von allgemeimen wirtschaftlichen Interesse an hervorge-
hobener Stelle des Primärrechts verbirgt. Die sich abzeichnenden „Zerreißpro-
ben" für das institutionelle System der europäischen Föderation4 scheinen 
durchaus dazu angetan, an politischer und rechtlicher Brisanz der Diskussion 
um die Europäische Währungsunion Paroli zu bieten, selbst wenn sich die Pro-
blematik (noch) nicht buchstäblich „in Mark und Pfennig" aller Öffentlichkeit 
erschließt5: Es geht schlicht um die Reichweite eines Staats- oder auch Souverä-
nitätsvorbehalts der Mitgliedstaaten sowie hierauf beruhender „Sonderrechte" 
von Versorgungsunternehmen gegenüber dem Anwendungsvorrang des primä-
ren und sekundären Gemeinschaftsrechts und um daraus folgende Konsequen-
zen für den weiteren Integrationsprozeß insgesamt. Um aber ermessen zu kön-
nen, wie weit derartige Vorbehalte wirklich reichen können, bedarf es zunächst 
einmal der Bewußtmachung diesbezüglich bestehender Ubereinstimmungen 
und grundlegender Unterschiede der einzelstaatlichen Ordnungszusammen-
hänge. 

Dies hat sich die vorliegende Studie zum Ziel gesetzt. Ihr Anliegen ist es in er-
ster Linie, durch die - wiederholt geforderte - rechtsvergleichende Betrachtung 
von Grundstrukturen der öffentlichen Versorgung in ausgewählten Mitglied-
staaten die Transparenz im internationalen Dialog zu fördern und hiermit einen 
Beitrag zur Bewältigung gemeinschaftsrechtlicher Problemlagen zu leisten. 
Konzentrieren wird sich die Darstellung auf Dienstleistungen der „öffentlichen 
Versorgung", ein dem deutschen Rechts- und Sprachverständnis geläufigerer 
Begriff als der nunmehr einseitig europarechtlich belegte, schillernde Terminus 
der „Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse". Verglichen 
w.erden sollen vor allem die einschlägigen rahmenrechtlichen Grundlagen in 
Frankreich, an dessen Service public-Begriff sich die zitierten europäischen Be-
stimmungen ersichtlich anlehnen, sowie die diesbezüglichen Verhältnisse in der 
Bundesrepublik. Nach vorauszuschickenden definitorischen Eingrenzungen 
und einer Problemsicht des als Scharnier zwischen europäischer Binnenmarkt-
politik und nationalen Steuerungs- resp. Souveränitätsinteressen fungierenden 
Artikels 86 Abs. 2 E G V werden zunächst die Bedingungen im französischen 
Recht, welche durch einen Ausblick auf übrigen europäische Rechtsordnungen 
ergänzt wird, untersucht. Insbesondere das französische Ordnungssystem 
dient sodann als Kontrastmodell der eingehenderen Befassung mit einschlägi-

4 P. Badura, Das öffentliche Unternehmen im europäischen Binnenmarkt, ZGR 1997, S.291 
(293) 

5 Mit zunehmendem Wettbewerbsdruck speziell auf „öffentliche" Unternehmen und davon 
ausgehenden beschäftigungspolitischen Konsequenzen dürfte dies indes nur eine Frage der Zeit 
sein. 
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gen Grundstrukturen des deutschen Rechts. Der intensiveren Behandlung der 
Verhältnisse in der Bundesrepublik geht es neben der Klärung hierzulande be-
stehender Zweifelsfragen auch darum, der bislang vorwiegend vom „romani-
schen" Service public-Denken beherrschten Debatte auf der gemeinschafts-
rechtlichen Ebene eine allgemeine, d.h. sektorenübergreifende Betrachtung aus 
deutscher Sicht an die Seite zu stellen und die versorgungswirtschaftsbezogene 
Rechtslage in Deutschland so für den rechtsvergleichenden und gemeinschafts-
rechtlichen Diskurs „kompatibel" aufzubereiten. 

Schwerpunktmäßig gilt die Länderbetrachtung jeweils dem möglichen 
Staatsvorbehalt und diesbezüglich zu beachtenden Grenzen im Hinblick auf die 
öffentliche Versorgung mit bestimmten, im allgemeinen Interesse liegenden 
Gütern und Dienstleistungen, woraus dann stets Folgerungen für das Verhältnis 
von „Staat" und „Markt" auf dem Gebiet der öffentlichen Versorgung zu ent-
wickeln sind. 

Für notwendige Exemplifizierungen bietet sich vor allen anderen Versor-
gungssektoren der Bereich der Elektrizitätswirtschaft an, weil gerade auf die-
sem Gebiet ausgeprägte Systemdivergenzen zwischen den Mitgliedstaaten aus-
zumachen sind, welche auch die Entwicklung eines gemeinsamen europäischen 
Ordnungsrahmens bislang nur zögernd voranschreiten ließen. Innerstaatlich 
bildet die leitungsgebundene Elektrizitätsversorgung zudem ein Beispielsfeld 
par excellence nicht nur für die gesellschaftspolitische Diskussion über die Rol-
len von Staat und Gesellschaft, sondern immer wieder auch für rechtswissen-
schaftliche Auseinandersetzungen um das gebotene bzw. zulässige Ausmaß 
staatlicher Ingerenz und die Rechtsstellung von Versorgungsunternehmen. Mit 
Recht ist deshalb das Energierecht auch „als Teil eines sich konsolidierenden 
,Rechts der Versorgungswirtschaft'" bezeichnet worden.6 

6 Vgl. P.]. Tettinger, Buchbesprechung, AöR 116 (1991), S.277 (278). 





Erster Teil 

Grundlagen: Öffentliche Versorgung 
und der gemeinschaftsrechtliche Rahmen 

§ 1 „Öffentliche Versorgung" als Kategorie 

Der Terminus „öffentliche Versorgung" bedarf einleitender Erläuterungen -
und zwar sowohl hinsichtlich der Gründe für seine Verwendung in einer zu-
gleich gemeinschaftsrechtlich wie rechtsvergleichend angelegten Untersu-
chung, als auch, was seine inhaltliche Eingrenzung und Abgrenzung gegenüber 
verwandten Begriffskategorien betrifft. 

I. Zur Notwendigkeit rechtsordnungsübergreifender Begriffe 

Die einleitend angedeuteten, maßgeblich den unterschiedlichen historischen 
Entwicklungslinien des Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungs-
rechts in den Mitgliedstaaten zuzuschreibenden strukturellen Inkongruenzen 
der nationalen Ordnungssysteme bringen es mit sich, daß schon die Entwick-
lung einer der weiteren Untersuchung zugrundezulegenden systemübergrei-
fenden Terminologie Probleme bereitet. Geht es darum, von einer objektivier-
ten Warte aus die Grundstruktüren der mitgliedstaatlichen Ordnungssysteme 
einander gegenüberzustellen, kann insbesondere nicht an existierende rechtsbe-
griffliche Kategorien in einzelnen Mitgliedstaaten (service public; servicio públi-
co; public Utilities; Daseinsvorsorge) angeknüpft werden. Diese sind in der Regel 
mit ganz spezifischem Inhalt belegt, der in der jeweils anderen Rechtsordnung 
oftmals keine, jedenfalls keine deckungsgleiche Entsprechung findet. Schon die 
Gegenüberstellung des französischen „servicepublic" oder des spanischen „ser-
vicio público " mit dem deutschen „öffentlichen Dienst" oder der „öffentlichen 
Dienstleistung" verdeutlicht dies: Obwohl es sich insoweit um wortgetreue 
Ubersetzungen handelt, verbergen sich dahinter grundlegend unterschiedliche, 
wenn nicht gegensätzliche Konzeptionen: Dem deutschen öffentlichen Dienst 
entsprechen im romanischen Rechtsraum eher die Kategorien der fonction pu-
blique oder función pública. Die öffentliche Dienstleistung ist auf deutscher Sei-
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te über ihre deskriptive Bedeutung hinaus überhaupt nicht mit einem konkreten 
juristischen Sinngehalt belegt1, während der französische Gegenbegriff-Service 
public - traditionell einen zentralen, mithin auch dezidiert rechtsfolgenbehafte-
ten Eckpfeiler des Staats- und Verwaltungsrechts in Frankreich und von dort 
ausgehend eigentlich des gesamten romanischen Sprachraums bildet. „Der Be-
griff [des Service public] läßt sich", wie schon E. Forsthoff erkannte, „nicht im 
Wege einer bloßen Übersetzung in das wesentlich anders geartete deutsche Ver-
waltungsrecht verpflanzen"2. 

Begriffliche Inkongruenzen kennzeichnen vor allem den Bereich des Staats-
und Verwaltungsrechts und damit auch das gesamte öffentliche Wirtschafts-
recht der EU-Staaten. Auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts sind schon in-
folge gemeinsamer Ursprünge, welche die europäischen Zivilrechtsordnungen 
im römischen Recht finden, häufig identische, freilich im Laufe der Jahrhunder-
te national oder regional eingefärbte Rechtsinstitute auszumachen. Demgegen-
über ist das mit den Konstruktions- und Funktionselementen des Staates befaß-
te öffentliche Recht mehr als in den anderen Rechtsgebieten von außerrechtli-
chen Faktoren bestimmt, welche in historischen Traditionen, im politischen 
Stil, aber auch in unterschiedlichen Ideologien und Mentalitäten begründet 
sind3. Dementsprechend sind auch öffentlich-rechtliche Begriffe in höherem 
Maße als z.B. jene des Privatrechts von nationalen Grundüberzeugungen und 
Wertvorstellungen der „unterschiedlichen Verwaltungsrechtskulturen"4 ge-
prägt. Ihr wirklicher Gehalt ist zumeist erst zu ermessen, wenn die politischen 
Einflüsse, die gesellschaftlichen Kräfte, die Effektivität der Verfassung usw. mit-
berücksichtigt werden.5 Gerade das Verwaltungsrecht ist denn auch - ange-
sichts des Einflusses des französischen Verwaltungsrechts auf die deutsche 
Rechtsentwicklung - zu denjenigen Rechtsmaterien gezählt worden, „in denen 
die nationale Eigenart eines Volkes und Staates sich am stärksten ausprägt"6. J. 
Schwarze verweist zusätzlich auf die unterschiedliche Entstehung und Qualität 
der Rechtsbegriffe in den einzelnen Rechtsordnungen: Insbesondere das öffent-
liche Recht setze sich traditionell aus einer Gemengelage aus geschriebenem 
und ungeschriebenem (Richter-) Recht zusammen und sei darüber hinaus durch 
eine Vielzahl unbestimmter und entsprechend ausfüllungsbedürftiger Rechts-

1 Siehe nur H.P. Bull, Privatisierung öffentlicher Aufgaben, VerwArch. 86 (1995), S.621ff.; 
S. 624f., hinsichtlich „öffentlicher Dienstleistungen, insbesondere die der Kommunen" als mög-
lichem Gegenstand von Privatisierungen. 

2 Lehrbuch des Verwaltungsrechts, Allg. Teil, 2. Aufl. 1951, S.279. 
3 Vgl./. Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, Bd. I, 1988, S.83. 
4 Siehe nur die Diskussionsbeiträge zum Thema „Rechtliche Optimierungsgebote oder Rah-

mensetzungen für das Verwaltungshandeln?" von H. Schulze-Fielitz, W D S t R L 58 (1999), S. 238 
(Zitat - H.n.i.O.), Ch. Starck, ebda., S. 234, und E. Riedel, Diskussionsbeitrag, ebda., S.270 
(273f.). 

5 Ebda., sowie HJ. Kaiser, Vergleichung im öffentlichen Recht, Einleitung, ZaöRV 24 (1964), 
S.391 (401 f.). 

6 Vgl. U. Scheuner, Der Einfluß des französischen Verwaltungsrechts auf die deutsche Rechts-
entwicklung, DÖV 1963, S. 714. 
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begriffe gekennzeichnet.7 Und den Blick allgemein auf den Prozeß der europäi-
schen Integration gerichtet, bezeichnet G.F. Schuppert die „kanalisierende und 
verengende Wirkung einer Begrifflichkeit", die an der nationalstaatlichen 
Rechtsordnung orientiert und deswegen zur Erfassung der Eigenart einer su-
pranationalen Organisation möglicherweise nicht angemessen sei, als „Grund-
problem der begrifflichen Erfassung der Staatswerdung Europas"8. Schließlich 
unterstreicht die EG-Kommission speziell im Zusammenhang mit der hier in 
den Blick genommenen Thematik „gemeinwohlorientierter Leistungen" einer-
seits die in den Mitgliedstaaten auszumachenden „gemeinsamen Werte" und 
„Bedürfnisse", andererseits die „je nach Land, Region, ja sogar je nach Bereich 
sehr vielfältig ausgestalteten gemeinwohlorientierten Leistungen". Ahnliche 
Aufgaben würden „in unterschiedlichen Situationen - geprägt durch geogra-
phische und technische Zwänge, politische und administrative Organisation, 
Geschichte und Tradition - wahrgenommen". Dies führe zu „einer gewissen 
Begriffsverwirrung"9. Wenn an gleicher Stelle jedoch „Leistungen der Daseins-
vorsorge (oder gemeinwohlorientierte Leistungen)" in einem speziellen Sinne 
interpretiert und als „marktbezogene oder nicht marktbezogene Tätigkeiten, 
die im Interesse der Allgemeinheit erbracht und daher von den Behörden mit 
spezifischen Gemeinwohlverpflichtungen verknüpft werden", definiert wer-
den10, so zeigt sich, weil diese - trägerneutrale - Definition die nach verbreite-
tem deutschen Verständnis beherzigte Interpretation von Daseinsvorsorge als 
Leistung der öffentlichen Verwaltung11 „überspielt", doch gerade hierin bzw. in 
der offensichtlich anvisierten Gleichstellung von deutscher Daseinsvorsorge 
und französischem „Servicepublic" und bei allem guten Willen nach begriffli-
cher Vereinheitlichung das ganze Dilemma, wenn es darum geht, Fragen des 
Gemeinschaftsrechts unter Rückgriff auf mitgliedstaatliche Fachtermini zu be-
wältigen.12 

Der von J. Schwarze ausgegebenen Devise, sich der Methode einer „funktio-
nalen" Rechtsvergleichung zu bedienen, ist insofern nur beizupflichten: Zu-
nächst hat „die Formulierung des Sachproblems möglichst frei von den System-
begriffen der eigenen Rechtsordnung" zu erfolgen. Nur so ist es möglich, die in 
fremden Verwaltungsrechtsordnungen vorhandenen, dogmatisch aber anders 
gearteten Regelungskonzeptionen „als funktional gleichwertige Lösungen zu 

7 AaO., S. 84. 
8 Vgl. nur G. F. Schuppert, Zur Staatswerdung Europas, in: Staatswissenschaft und Staatspra-

xis, 1994, S. 35 (54); ähnlich E.J. Mestmäcker, Daseinsvorsorge und Universaldienst im europäi-
schen Kontext - Ein Beitrag zur Funktion von Art. 90 Abs.2 EGV, in: Fs. f. H.F. Zacher, 1998, 
S. 635 (636). 

9 Mitteilung „Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa" (91/C 281 /03), ABl. EG Nr. C 281 
v. 26.9. 1996, S.3 (4). 

10 Ebda., S.3. 
11 Siehe nur E. Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts 1,10. Aufl. 1973, S. 370; näher un-

ten §13. 
12 Nochmals: E.-J. Mestmäcker, aaO., S. 635f. 
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erkennen (sog. negative Seite des Funktionalitätsprinzips)"13. Gefordert ist also 
ein das „Sachproblem" hinreichend umreißender, möglichst wertneutraler, d.h. 
von einseitigen Festlegungen in den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten un-
belasteter, gleichsam „synthetischer" Arbeitsbegriff. 

II. Begriffliche Eingrenzung 

Als Leitbegriff soll der weiteren Untersuchung der nunmehr näher zu er-
schließende Terminus öffentliche Versorgung zugrunde gelegt werden. 

1. Semantik 

Eine isolierte Betrachtung ausschließlich des Begriffs „Versorgung" führt 
leicht auf die falsche Spur: Hiermit wurden im Laufe der Zeit unterschiedlich-
ste, zudem recht abstrakte Lebenssachverhalte in Verbindung gebracht. Deu-
tungen im Sinne von „Verwalten" und „Aufsichthaben über"14, von Fürsorge 
bzw. Schutz15 und vor allem von der „Sorge" für den persönlichen „Unter-
halt"16 oder denjenigen Dritter - nicht zuletzt im Wege der Verheiratung17 - do-
minieren.18 Das Substantiv „Versorgung" betrifft heutigem Sprachverständnis 
zufolge in erster Linie „ein System sozialer Existenzsicherung bestimmter 
Gruppen od. der gesamten Gesellschaft mit Rechtsanspruch auf bestimmte Lei-
stungen, denen keine Verpflichtungen der V.s-berechtigten in Form v. Beiträgen 

13 ]. Schwarze, aaO., S. 80; siehe zum Funktionalitätsprinzip in der Rechtsvergleichung auch 
Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung auf dem Gebiete des Privatrechts, Bd. I: 
Grundlagen, 2. Aufl. 1984, S. 16. Dem folgend auch J.-P. Schneider, Liberalisierung der Markt-
wirtschaft durch regulative Marktorganisation, 1999, S. 44ff. 

14 Vgl. Stichwort „versorgen" in: Frübners Deutsches Wörterbuch (hrsg. v. W. Milzka), Bd. 7, 
1956, S. 589 - mit Hinweisen auf frühe Redewendungen wie „die Küche, den Keller versorgen", 
„den Haushalt und Garten versorgen". Zu frühen Verwendungen des Begriffs siehe auchJ. u. W. 
Grimm, Deutsches Wörterbuch, Bd. 25 (faksim. Nachdr. d. Erstausg. 1856), 1984, S. 1359f. 

15 Vgl./, u. W. Grimm, aaO.: „den markt vor prannde versorgen deutsche städtechron. 2,221 
anm.\ die will woltent sü die stat versorgen 8,122,21; er wolte das rieh versorgen und fürsehen 9, 
574, 9". 

16 Vgl. Frübners Deutsches Wörterbuch, aaO.: „Ich hab kisten und Keller vol, versichert und 
versorgt auffs best"; „Die Quelle des Hauptfleckens Glarus versorgt mit ihrem Wasser auch die 
öffentlichen Brunnen des Ortes". Siehe auch den Hinw. von J.u.W. Grimm, aaO., auf die frühe 
Verwendung bei „LUTHER 29, 503 weim. ausg.: ,das er von got Versorgung sol haben, essen, trin-
ken und kleidung"'. 

17 Siehe den Hinweis in Frübners Deutsches Wörterbuch, aaO.: „... jemanden versorgen, in-
dem man ihm eine Heirat, eine Anstellung oder sonst einen Erwerb verschafft: ,Es was ein reicher 
man, der hat drei döchteren, die versorgt er in die ee'". 

18 Für das heutige Sprachverständnis sind im Duden (Das Große Wörterbuch der deutschen 
Sprache, Bd. 6,1981, S. 2776) u.a. folgende Bedeutungsvarianten aufgeführt: „jmdm. etw., was er 
[dringend] braucht, woran es ihm fehlt, geben, zukommen lassen" (u.a.: „eine Stadt mit Strom, 
Gas v."); „fürjmds. Unterhalt sorgen; ernähren"; „jmdm. den Haushalt führen"; „einem Kran-
ken, einem Verletzten die erforderliche Behandlung zuteil werden lassen". 
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Die nachfolgenden Hinweise berücksichtigen aus Gründen der Übersichtlichkeit 
nicht etwaige zustätzliche Fundstellen in den Fußnoten 

Abfallentsorgung 
- Aufgabenabschichtung 349, 668, 706 
- Entsorgungsmonopole 349 
- „funktionale" Zuordnung „privater" Ab-

fallentsorgung 443 ff., 448, 454 
- Übertragung auf öff.-rechtl. Entsorgungs-

körperschaften 502 
Abgabenverwaltung 
- Heranziehung Privater 452, 454f. 
Alleinabnehmer 37f., 181f., 186f., 606, 609f., 

727f. 
Allgemeine Versorgungsbedingungen 615 
Allgemeininteresse, s. öffentliches Interesse 
Allgemeinzugänglichkeit 14,16 
yl/we/o-Rechtsprechung 59, 88, 102 
Amtshaftung (responsabilité) 134 
Anschluß- und Benutzungszwang 82, 495, 

521, 525f., 697ff. 
Anschluß- und Versorgungspflicht 614 
Anstalt, s.a. établissement public 407, 424f., 

652f. 
Anstaltslast 71 
Anstaltszweck 264 
Antitrust-¥oX\ûk 71 
Appropriationsbedürfnis 356 
Arbeitsvermittlungsmonopol 55, 73, 327, 

500f. 
Auffangverantwortung 347f., 358 
Aufgabenabschichtung / -Verteilung s. 

Staatsaufgaben 
Aufgabenmonopol, s.a. Verwaltungs-, 

Dienstleistungsmonopol 
- in Deutschland 328, 410, 468, 495f., 497ff., 

500ff., 530f., 597 
kommunales 696ff. 

- in Frankreich 154, 208, 228f. 
- in Spanien 270 
Aufgabenprivatisierung s. Privatisierung 
Aufgabentheorie 428, 440 

Aufgabenverstaatlichung, -publifizierung s. 
Aufgabenmonopol 

Aufgabenzugriffsrecht (i.R.d. Art. 28 II GG) 
494 

Ausnahmebewilligung 461 f. 
Autonome Gemeinschaften 271 
Autorité de la Régulation des Télécommuni-

cations 168 

Bac d'Eloka 135 
Beihilfen 71 f., 74 
Beleihung 85, 161, 286, 328, 382, 404, 428, 

438ff., 596ff. 
- mit privatrechtsförmigen Agenden 440ff. 
- von Netzbetreibern, s.a. dort 629 
Bereichsausnahmen 
- im EG-Vertrag, s.a. Staatsvorbehalt 44, 46, 

57, 65 
- im deutschen (Energie-) Kartellrecht 

571f. 
Berufsbeamtentum 488 
Berufsfreiheit (Art. 12 I GG), s.a. Handels-

und Gewerbefreiheit, Unternehmensfrei-
heit 497ff. 

- „faktische" Eingriffe 514ff. 
- und Verwaltungsmonopole 500ff. 
- und Zulassungs- sowie Kontingentie-

rungsvorbehalte 507ff. 
- und konkurrenzwirtschaftliche Betätigung 

der öffentl. Hand 511 ff. 
- verfassungsrechtliche Rechtfertigung des 

Eingriffs 516ff. 
Bestellerprinzip 544 
Beteiligungsverwaltung 466, 545, 555, 604, 

673 f. 
Betrauung 83ff., 154, 159, 746f. 
Beweislastverteilung (Art. 86 II EGV) 89ff. 
Bildungswesen 207, 208 
Binnenmarktrichtlinie Gas 33 
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Binnenmarktrichtlinie Elektrizität 35ff., 38f., 
60, 93, 103f. 

Braunkohleschutzklausel 616 
Bundesstaatlichkeit 667ff. 
- und Gleichheitssatz 676 
Bundestarifordnung Elektrizität 615 

cahiers des charges (s.a. Konzession in 
Frankr.) 159f., 163, 176, 409 

Cassis de Dijon-Formel 65, 67, 75, 81 
Charta der Dienstleistungen von allgemei-

nem wirtschaftlichen Interesse 97f., 753 f. 
cohésion sociale, s. sozialer Zusammenhalt 
Commission de régulation de l'électricité 

(CRE) 188f. 
Common carrier s. Pool-Modell 
Conseil constitutionnel 201 f. 
Conseil d'Etat 202 
Conseil économique et social 195 
contrat de plan / contrat de programme 

157f., 177,254 
contrat social 117f., 397 
Corbeau-Rechtsprechung 82, 87, 102 

Daseinsvorsorge 9, 18 f., 3 53 ff. 
- als „Allerweltsbegriff" 360 
- als Legitimation für den staatlichen Aufga-

benzugriff 400 
- als Unterkategorie der öffentlichen Ver-

sorgung 400 
- als (exklusive) Staats- und Verwaltungs-

aufgabe? 359, 363f. 
- Definition (E. Forsthoff) 362 
- „Dezentralisierung" (Privatisierung) 367, 

394, 395f. 
- Entwicklung des Konzepts 3 55 ff. 
- in der Gesetzessprache 388ff. 
- kommunale 98, 383, 384f., 683f. 
- „Leistungen der Daseinsvorsorge in Euro-

pa", s. dort 
- rechtsnormative Wirkungen ? 358ff. 
- - Teilhabeanspruch 360ff., 376, 431, 485 

kompetenzrechtliche Folgen 365ff., 
368f., 382ff., 518 
Verwaltungsprivatrecht 370ff. 

- - Wandel zum Rechtsbegriff? 379ff. 
- und Daseinssicherung 358, 366 
- und Daseinsverantwortung 356f. 
- und Energiewirtschaft (s. dort) 
- und Grundrechte 356f., 360f., 362 
- und öffentliches Recht 380ff. 
- und Marktwirtschaft 475 
- und Rechtsprechung 384ff. 

- und service public 9, 354f., 363, 365, 382, 
395ff., 739 

- und Sozialstaatsprinzip 483f., 485, 487, 
593 

- und staatl.-gesellsch. Verantwortungsab-
schichtung 358, 366f. 

- und Wettbewerb 390ff., 398f., 532f. 
Dassonville-Formel 65 
Déclarations des droits de l'homme et du ci-

toyen 116, 195,217 
Demarkationsvertrag 570 
Deregulierung 17, 26ff., 39, 299 
Dezentralisierung 248ff., 251ff. 
Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse (Art. 16 EGV) 96ff., 99f., 748 
Dienstleistungen von allgemeinem wirt-

schaftlichem Interesse (Art. 86 II EGV) 
24f., 79ff., 746ff. 

- Charta der 97f., 735f. 
- „Definitionshoheit" der Mitgliedstaaten 

80f. 
- im italienischen Recht 278 f. 
- und service public 80, 96ff., 748f. 
- Vertretbarkeitskontrolle durch den EuGH 

81 f. 
Dienstleistungsfreiheit 63 ff. 
Dienstleistungsmonopole, s.a. Aufgaben-, 

Verwaltungsmonopol 67f., 73, 102, 165, 
228 f. 

domaine public, s. öffentliches Eigentum 
Dritter Sektor 351 
Duales System Deutschland GmbH 298 
dueprocess 296 
Duguit 115ff., 127, 215, 289 

Ecole du service public / de Bordeaux, s. ser-
vice public 

Eigengesellschaft 605 
Eigentumsschutz 
- in Deutschland 520f. 
- in Frankreich 231 ff. 
Einrichtung 
- öffentliche (s.a. Infrastrukturnetze) 525f. 

kommunale 699ff. 
und „wirtschaftliche" Betätigung 
705 ff. 

- wesentliche 60, 66, 528, 648 
Einstandsverantwortung, residuale 347 
Eisenbahnkonzession 320, 408, 420f., 433 
Eisenbahnregal 539 
Eisenbahnwesen 
- in Deutschland 319f., 327, 350, 388f., 

537ff. 
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Bahnstrukturreform 541 ff. 
Eisenbahnunternehmen 544ff. 
Gewährleistungsaufgaben 546ff. 
öffentliche Eisenbahnen 545f. 
Rechtslage bis zur Reform 540f. 
Trennungsprinzip 542f. 
Ursprünge 537ff. 

- in Frankreich 168ff. 
Electricité de France 156f., 171ff., 176ff., 

262f., 264ff. 
Elektrizitätswirtschaft, s.a. Energiewirtschaft 
- als Referenzgebiet 30f., 110 
- in Deutschland 566ff. 

Aufgabenverteilungskriterien im Verfas-
sungsrecht 591 ff. 
bisherige Rechtslage 567ff. 
geschlossene Versorgungsgebiete 58, 
570ff. 
Entwicklungsgeschichte 573ff. 
Regulierung und Selbstregulierung 
611 ff. 

- - Reform 585ff. 
Stromstreit und -kompromiß 587 

- in Frankreich 170 ff. 
bisheriger Stand 171 ff. 

- - Reform 181 ff. 
Marktöffnungsquote u. Möglichkeit des 
Stromhandels 187f. 
verhandelter Netzzugang 188f. 
Regulierung 188f. 
Stromerzeugung 173, 184f. 
Stromtransport und Verteilung 175, 
185f. 

- in Spanien 276 
- kommunale, s. Gebietskörperschaften 
- und kommunales Wegeeigentum, s.a. Stra-

ßen- u. Wegerecht 575f., 720ff. 
- physikalisch-technische Besonderheiten 

31,63,571 
empresas públicas 20 
empresi publicó 20 
Energieeinsparung 587, 670 
Energiekartellrecht 571 f., 583ff., 606 
Energiepolitik, s.a. erneuerbare Energien 
- der Bundesländer 669ff., 674ff. 
- europäische 31 ff., 44 
- in Frankreich 177ff. 
- Kernenergie 180, 578, 589 
- Planung 184f., 587f., 611, 634 
Energieversorgungsunternehmen (s.a. Netz-

betreiber) 
- als Beliehene oder Verwaltungshelfer? 382, 

396ff. 

- Anwendbarkeit des EG-Vertrages 44f. 
- Anwendbarkeit des EG Kartellrechts auf 

öffentliche EVU 58 
- „Betrauung" i.S.d. Art.86 II EGV 85 
- „gemischt-wirtschaftliche" 604f. 
- Grundrechtsberechtigung s. dort 
- Indienstnahme 614ff. 
- Stellung „öffentlicher" EVU 603 ff. 
Energiewirtschaft (s.a. Elektrizitätswirt-

schaft) 
- Aufsicht 582f., 673 
- Nationalisierung 172 ff. 
- Reformbedarf 32ff. 
- und Daseinsvorsorge (s.a. dort) 361, 368, 

380, 382, 572 
- Regulierung im Bundesstaat 669f. 
Energiewirtschaftsgesetz (s.a. Elektrizitäts-

wirtschaft) 
- von 1935 581 ff. 
- von 1998 594ff. 

Aufgabendifferenzierung 594ff. 
Umweltschutz, s.a. erneuerbare Ener-
gien 594f., 616f. 

Enteignung (insbes. zugunsten Privater) 205, 
410, 599ff., 627f., 630f., 637ff. 

entreprises publiques 20,153, 156f. 
Erfüllungsverantwortung 208, 346f., 367, 

446, 451, 486, 593 
Erlaubnis 423 f., 434 
Erlaubnisvorbehalt 460f., 462 
erneuerbare Energien, s.a. Stromeinspeisung 

185, 616f., 623, 670, 719, 728, 614ff. 
essential facility s. Einrichtung, wesentliche 
établissement public (S.A. Anstalt) 129, 134, 

138, 153, 156 
- a caractère industriel et commercial 156f. 
- Grundrechtsberechtigung, s. dort 
- Spezialitätsprinzip 264ff. 
Europäische Grundrechte-Charta 744, 

754 
Europäischer Zentralverband der öffentli-

chen Wirtschaft (CEEP) 96f., 753f. 

Fernmeldemonopol 501, 551 
Fernwärme 698, 715 
Finanzierungs-/Förderungsverantwortung 

347 
Fiskus, fiskalisches Staatshandeln 51, 116, 

126, 362f., 370ff., 376ff., 422, 492f. 
Fiskustheorien 374, 465 
Flucht in das Privatrecht, s.a. Formenwahl-

freiheit 138, 370 
Flughäfen 23 
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Flugüberwachung 56 
Formenwahlfreiheit, s.a. Flucht ins Privat-

recht 313 
Forsthoff, Ernst 8, 18, 355ff. 
Funktionsvorbehalt (Art. 33 IV GG) 487f. 

Gebietskörperschaften, kommunale bzw. 
„territoriale" (Frkr.), s.a. Selbstverwal-
tungsgarantie 

- und Abfallentsorgung 443 ff. 
- und Elektrizitätsversorgung 
- - in Deutschland 569, 676ff., 714ff. 

in Frankreich 172ff., 185f., 261 ff. 
- und öffentliche Versorgung 13 

in Deutschland 694ff. 
- - in Frankreich 247ff., 258ff. 

in Italien 278 f. 
in Spanien 277 

- Wirtschaftshandeln s. dort 
Gebietsmonopole 579 
Gebietsreform 254 
gebundene Berufe 456 
Gemeindewirtschaft s. Wirtschaftshandeln 

der öff. Hand 
Gemeineigentum, s.a. Sozialisierung 20 
Gemeingebrauch, s.a. Straßen- und Wege-

recht 418f. 
Gemeinschaftsinteresse (i.s.d. Art. 86 II 2 

EGV) 8 8 ff. 
Gemeinschaftsrecht 41 ff., 742ff. 
- Individualrechtsschutz 344 
- primäres 41 ff., 753 f. 
- sekundäres 91ff., 751 ff. 
Gemeinwirtschaft 19 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 39 
Gemeinwohl, s. a. öffentlicher Zweck, öffent-

liches Interesse 293 ff. 
- gesellschaftliche u. staatliche Gemein-

wohllegitimation 299, 310, 320, 338, 375 
- Gemeinwohlkonkretisierung als Staatsauf-

gabe 296, 300 
- Indikatoren und Verfahren zur Konkreti-

sierung 294ff., 300, 483 
- Unbeständigkeit und Wandelbarkeit 

296 
Gemeinwohlaufgaben, s. öffentliche Aufgabe 
Gemeinwohlverantwortung 
- arbeitsteilige / kooperative (s.a. Staatsauf-

gaben) 297f., 300f., 328ff. 
- - Risiken 351 f. 
- Mischformen („Kondominium") 310, 

341 ff. 
- Verantwortungsdifferenzierung 344ff. 

gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht 480, 
482 

Gesetzesvorbehalt 197ff., 271 f., 280, 489ff., 
650f. 

- als gemeineuropäischer Verfassungsgrund-
satz 491 

- Totalvorbehalt 494 
Gesetzgebungszuständigkeiten 667ff. 
gestion déléguée (du service public), s.a. Kon-

zession 138, 141, 158 ff. 
Gesundheitswesen 15, 207, 309 
- Aufgabenabschichtung 349f., 385f., 

696f. 
Gewährleistungsverantwortung, s.a. Infra-

strukturverantwortung 151, 207ff., 319, 
347, 367, 486f., 593, 645ff., 695, 718f. 

Gewährträgerhaftung 71 
Gewalt 
- öffentliche, s.a. Hoheitshandeln 422 
- vollziehende (i.S.v. Art. 1 III GG) 3 73 ff. 
Gewaltenteilung 196ff. 
Gewaltmonopol 207, 299f., 321 f., 340 
Gewerbebetrieb 
- eingerichteter und ausgeübter 520 
Gleichheit (égalité), s. service public (Prinzi-

pien) 
Gleichheitssatz 
- in Deutschland 371f., 523ff. 
- in Frankreich 224, 235ff. 
Gleichpreisigkeit (péréquation tarifaire) 176, 

187, 189 
Globalisierung 26 
Großbritannien 107f., 279ff. 
Grundfreiheiten 63 ff. 
Grundrechte, s.a. libertés publiques 
- als Abwehrrechte 344 
- Fiskalgeltung 370ff., 372 
- und Netzbetreiber s. dort 
- und Verwaltungsprivatrecht 
Grundrechtsberechtigung „öffentlicher" Un-

ternehmen 224f., 305f., 311, 386f., 465, 
626f. 

Grundrechtseingriff s. Berufsfreiheit 
Grundrechts Verpflichtung 223, 373 ff., 402 f., 

465 f. 

Grundversorgung 15, 25, 486, 554 

Hafendienste 58 
Handels- und Gewerbefreiheit, s.a. Berufs-

freiheit, Unternehmensfreiheit 225f., 
229ff., 521 f. 

Handelsmonopol 45, 64, 66ff. 
Handlungsfreiheit 521 f. 
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Hauriou, Maurice 121, 132 
Haushaltsrecht 525 ff. 
Hoheitshandeln, s.a. puissance publique 
- Abgrenzung zum Wirtschaftshandeln der 

öff. Hand s. dort 
- Hoheitsbefugnisse 54, 326, 436, 496 
- Hoheitskompetenzen 327 
- „schlichte" Hoheitsverwaltung 362, 374, 

439 

Indienstnahme 367f., 404, 451 ff., 598, 601, 
614ff. 

- dogmatische Ursprünge 452ff. 
- Gesetzesvorbehalt 456f. 
- grundrechtliche Fragen 456ff. 
- Wandlungen 453 ff. 
Indienststellung, s.a. Indienstnahme 456 
Infrastruktur 21 ff. 
- Internationalisierung 29 
- soziale 483 
Infrastrukturnetze 16f., 168ff., 625ff. 
- als öffentliche Einrichtung o. Sache 649ff. 
- Privatisierung von Versorgungsnetzen 

213 ff. 
- „primäre" Netze 630f. 
- Rechtsstellung der Netzbetreiber 36, 

414ff., 625ff. 
- „sekundäre" Netze 631 ff., 655ff. 
- Trennung zwischen Netz und Diensten 

630 
- transeuropäische 16f., 23, 44, 647,168ff., 

625ff. 
Infrastrukturverantwortung, s.a. Gewährlei-

stungsverwantwortung 
- spezifisches Verständnis bei G. Hermes 

629ff. 
- Vorgaben im Verfassungsrecht 482 ff. 
Infrastrukturvorbehalte, s. Staatsvorbehalte 
Inpflichtnahme, s.a. Indienstnahme 455f. 
Interessenbekundungsverfahren 527 
Internet 29 
Investitionskontrolle 163, 184f., 582, 674f. 
Italien 278 ff. 

Kabelfernsehen 15 
Kirchen 403 
Kohlepfennig 587 
Kollektivgut 22 
Kommission 
- Befugnisse im Rahmen von Art. 86 II und 

III EGV 90f., 749f. 
- und „Leistungen der Daseinsvorsorge", s. 

dort 

Konkurrenzschutz s. Berufsfreiheit u. Wirt-
schaftshandeln der öff. Hand 

Konkurrenzwirtschaft, s.a. Wirtschaftshan-
deln der öff. Hand 437, 492 ff. 

Kontingentierungsvorbehalt 507ff. 
Kontrahierungszwang 82, 163 
Kontrolldichte 
- beim Europäischen Gerichtshof 91, 749 
- beim Bundesverfassungsgericht 505, 509f., 

524f., 685f. 
- beim Bundesverwaltungsgericht 505 f. 
- beim Conseil constitutionnel 201 f., 227f., 

232ff., 239 
- beim Conseil d'Etat 203 
Konzession 84f. 
- „echte", s.a. Verleihung 422, 460 
- in Deutschland 319f., 328, 367f., 395f., 

428ff., 458ff., 495f., 602f. 
- in Frankreich 129, 134, 158ff. 
- in Großbritannien 281 
- in Spanien 270 
- Rechtsvergleich 467ff. 
- Wegekonzession, s.a. Konzessionsvertrag 

417, 430, 659ff., 722ff. 
- Wirtschaftskonzession 661 ff. 
Konzessionierungsvorbehalt, s.a. Zulas-

sungsvorbehalt 498, 507ff., 521 
Konzessionsabgaben 462, 571, 582f. 
Konzessionsvertrag 420, 570f., 601, 606, 

655ff., 721 
Kooperationsformen 404f. 
Kooperationsprinzip, s. Gemeinwohlverant-

wortung u. Staatsaufgabe 
Korsika 224, 249 
Kraft-Wärme-Kopplung, s.a. erneuerbare 

Energien 185, 578, 587, 616 
Krankenhausversorgung, s. Gesundheitswe-

sen 
Krankentransport s. Rettungsdienst 
Kreditinstitute 
- öffentlich-rechtliche 71, 103f., 305, 387, 

391,621 
- Umtauschverpflichtung 452, 454f. 

Landesverfassungen 290, 567, 678, 689 
Lastenhefte, s. cahiers des charges 
Least Cost Planning, s. a. Energieeinsparung 

615 
Lebensmittelversorgung 154, 230, 350, 735 
Lehre vom modifizierten Privateigentum 

418, 655ff. 
Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa 

(Kommissionsmitteilung) 9, 79, 97, 101, 
354f., 398f. 



794 Sachregister 

Leistungsverwaltung (s.a. Daseinsvorsorge) 
19, 146, 149ff., 358f., 362 

Leitungsgebundenheit, s. Netzgebundenheit 
Liberalisierung 27 
libertés publiques, s.a. Grundrechte 215ff. 
- Drittwirkung 223 
- Geltungsgrundlagen 217ff. 
- objektive (Schutz-) Gehalte 222ff., 292, 

344 
- Normativität 22Iff. 
- Gesetzes- bzw. Regelungsvorbehalt 223 
Lizenzierung 560f., 566 
Lois de Rolland (s.a. service public, - Prinzi-

pen)130,163 
Loyalitätsgebot 63, 70 
Luftverkehr 46, 523, 548f. 

maîtrise (s.a. service public, Aufgabenträger) 
153ff., 159,410, 468, 469 

Marktversagen, allokatives 55 
Marktwirtschaft 475 
- offene 42 f. 
- soziale 474 
Mayer, Otto 286, 406ff. 
Meinungs- und Informationsfreiheit 205, 

273 f. 
Menschenwürde 486 
merit order 34 
meritorisches Gut 22 
Mineralölwirtschaft 
- Campus Oil (EuGH) 65 
- Mineralölbevorratung (BVerfG) 306, 318, 

350, 452f., 455 
Mischkalkulation 88 
Mitgliedstaaten 
- Einschätzungsprärogative im Rahmen des 

Art. 86 II E G V 7 8 , 102f. 
- positive Verhaltenspflichten hinsichtlich 

„öffentlicher" Unternehmen 69 
- primärrechtliche Bindungen 63 ff. 
- und EG-Kartellrecht 68ff. 
- Umsetzung von europ. Sekundärrecht 92 
Monopol, s.a. Aufgaben-, Dienstleistungs-, 

Handels- u. Verwaltungsmonopol 
- natürliches/faktisches 17, 27, 36, 146f., 

168, 172, 209ff., 260f., 462 
- staatliches 73 
Monopolmißbrauch 62, 69 
Monopolunternehmen 28 
Monopolwirtschaft 50 
Multimedia 15 

Nationalisierung (Grandes nationalisations) 
134, 164, 202, 227 

- der franz. Energiewirtschaft s. dort 
Nationalisierungsgebot (franz. Verfassungs-

präambel von 1946) 196, 209ff., 228 
Nationalsozialismus 356f. 
Naturrecht 288 
Negativattest 61 
Netze s. Infrastrukturnetze 
Netzgebundenheit 16, 27, 625 ff. 
Netzintegrität 
- und EG-Grundfreiheiten 66 
Netzzugang 27, 33, 35, 37, 59f., 181, 186f., 

546, 563 
- geregelter 186 f. 
- eigentumsrechtlich vermittelte Pflicht zur 

Netzöffnung 633 ff., 641 ff. 
- verhandelter 35, 37, 188, 606, 608f. 
Netzzugangsalternative 609f. 
Neues Steuerungsmodell 26 
New public management 26 
Next step agencies 281 
Niederlassungsfreiheit 63 
Normenkontrolle 201 f. 
Notfallrettung s. Rettungsdienst 

öffentlich (Begriff) 11, 303 
öffentliche Anstalt s. Anstalt 
öffentliche Aufgabe, s.a. Gemeinwohl, -Ver-

antwortung 55, 302ff. 
- als Legitimationsvoraussetzung staatl. 

Handelns 308 
- Delegation 435 
- in der Gesetzessprache 308f. 
- in der Rechtsprechung 304ff. 
- konkurrierende Erfüllung 405, 485 
- „legitime" 304 
- und Grundrechte 308, 309f. 
- und Enteignung 305 
- und Liberalisierung bzw. Privatisierung 

307 
- und Metaphysik 310 
- und öffentliches Recht 311 
- und Service public 55, 148 
öffentliche Hand 49 
- Gewerbefreiheit 375 
öffentliche Sache (s.a. öffentliches Eigentum) 

407f., 414ff., 654 
öffentliche Unternehmung 407f., 412ff., 468 
öffentliche Versorgung 
- Abgrenzung ggü. verwandten Begriffen 

18 ff. 
- Aufgaben- bzw. Verantwortungsabschich-

tung 166ff. 
- als normativ vorgeprägte Kategorie 11 ff. 
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- als Querschnittsmaterie 26 
- als untersuchungsleitende Kategorie lOff. 
- Begriff lOff. 
- Definition 25 
- flächendeckende 16 
- Gemeinschaftsrecht der 736, 742ff. 
- im Bundesstaat 667ff. 
- im engeren u. im weiteren Sinne 12ff. 
- in Deutschland 285ff. 
- in Frankreich 111 ff. 
- in Großbritannien 279ff. 
- in Italien 278f. 
- in Spanien 268ff. 
- Recht der öffentlichen Versorgung 25f., 31 
- und Daseinsvorsorge 399f. 
- und Entsorgung, s.a. Abfallentsorgung 

285 
- und primäres Gemeinschaftsrecht 41 ff. 
- und Private 401 ff. 
- und Staatszwecke 288ff. 
- und europ. Wettbewerbsrecht 16, 46ff. 
- Wandel und Wandlungen 26ff. 
- Wesensmerkmale 16ff. 
öffentliche Wirtschaft 14f. 
öffentliche Wirtschaftseinheiten 456 
öffentlicher Dienst (fonction publique) 7, 24, 

113, 133, 487f. 
öffentlicher Zweck (s.a. Staatszweck) 258f. 
- und Daseinsvorsorge (s.a. dort) 377f. 
- und kommunales Wirtschaftshandeln 

708 ff. 
öffentliches Eigentum 
- im deutschen Recht 415ff., 653ff. 
- im französischen Recht ( d oma i n e public) 

133, 139, 158, 172, 260f., 665 
öffentliches Gut 17, 22, 55 
öffentliches Interesse 16,127f., 152f., 293ff. 
Öko-Audit 298 
ökonomische Analyse des Rechts 71 
ordre public 64 
Organisationsprivatisierung s. Privatisierung 

Parlamentsvorbehalt s. Wesentlichkeitstheo-
rie 

Personennahverkehr (ÖPNV) 14, 350, 388f., 
545, 548, 696 

Planung, s.a. Wirtschaftspolitik, Energiepoli-
tik 

- Landesplanungsrecht 672 
- Wirtschaftsplanung 177, 195 f., 254, 521 
Pool-Modell 34, 607, 633 ff. 
Postreform (s.a. Telekommunikation) 390, 

549ff. 

- Entwicklung 550ff. 
- Postgesetz 564ff. 
- Postreform I 551 f. 
- Postreform II 552f. 
- Privatisierung 555 ff. 
- Telekommunikationsgesetz 559ff. 
- Trennungsprinzip 556f. 
Postregal 550 
Postzwang 551 
pouvoir municipal 250f., 678 
Preisaufsicht 163, 615 
Privatisierung 27ff., 330 
- Anspruch auf 506f. 
- formelle o. Organisationsprivatisierung 

464, 488 
- funktionale 28, 85, 437ff., 468 
- materielle o. Aufgabenprivatisierung 28, 

85, 402f., 404, 435, 438ff., 537ff., 692ff. 
- und Regulierung 613 
- Typologie 28, 85, 345, 403 
- Verfahrensprivatisierung 345 
- Zuordnung „privatisierter" Versorgungs-

tätigkeiten 401 ff. 
Privatisierungsfolgenbewältigung 404 
Privatisierungsprüfpflicht 481, 526f., 692 
Privatisierungsverbot 203ff., 21 Iff., 488 
Privtisierungspflicht 318f., 478, 504, 526f. 
Public Private Partnership 26, 159, 404, 448 
public service /public utility 279ff., 285 
public undertakings 20 
publicatio 128f. 
Publizitätsgebot 449 
puissance publique 116ff., 123ff., 143ff. 

- prérogatives de 116, 161 f. 

Quersubvention 71, 88, 391, 587 
Querverbund 569, 576 

Rapport Mandil 181 f. 
Rapport Nora 157 
Raumordnung 83 
Rechtsbegriffe 8, 80, 353, 400 
Rechtsstellungstheorie 413, 424, 438ff., 496 
Rechtsvergleichung 
- deutsch-französische 107f., 395ff., 450, 

737ff. 
- funktionale 9 
- Methode 7ff., 105 ff. 
- Systemvergleich 105ff. 
- und Gemeinschaftsrecht 107 
- wertende 100 
recours pour excès de pouvoir 203 
Regal 320, 429, 439 
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Regel-Ausnahme-Verhältnis 
- im Wirtschaftsverfassungsrecht!. Sinne 

475ff., 498 
- im kommunalverfassungsrechtl. Sinne 

682 
régie 129, 134 
Regionalisierung s. Personennahverkehr 
Regionen (Frankr.) 248f., 251 ff. 
Regulierung 17, 271, 281f., 335, 442, 561 f., 

610ff., 669f. 
Regulierungsbehörden 168, 188f., 673, 282 
Reichselektrokrieg 579 
Reregulierung 28, 39, 335 
Réseau d'alimentation générale 175 
Rettungsdienst 15, 349, 461, 502, 505f., 523, 

525 
Reziprozität 40, 609, 751 
Richterrecht 8,114, 121 
rule of reason 61 
Rundfunk(anstalten) 15, 29, 57, 104, 205, 

273f., 309, 324f., 350, 403, 668 
- Frequenzvergabe 523 
- Rundfunkveranstaltungsfreiheit 621 

Schlanker Staat 26 
Schule von Bordeaux, s. service public 
Schutzpflichten, grundrechtliche lOOf., 477f. 
sectoral / institutional choice 324, 351 
Selbstbindung der Verwaltung 525 
Selbstregulierung, gesellschaftliche (s.a. Ge-

meinwohlverantwortung) 17, 298, 452, 
457f., 579, 61 Iff. , 746f. 

- Risiken und rechtliche Grenzen 351 f., 
457f. 

Selbstverwaltungsgarantie, kommunale - s.a. 
Gebietskörperschaften, pouvoir municipal 

- in Frankreich 255ff. 
- in Großbritannien 281 
- in Deutschland 678 ff. 

Dri t twirkung 689ff. 
Eigenverantwortlichkeit 686ff. 
Gemeindehoheiten 687f. 

- - Kernbereich 682ff., 715 
Ortlichkeitsprinzip 680f. 

- - Randbereich 684f. 
und Aufgabenprivatisierungen 692 ff. 
und private Versorgungswirtschaft 
688ff. 
Vertretbarkeitsprüfung 685f., 693 

service public 111 ff. 
- aktuelle Bedeutung 142ff. 
- als Rechtsprinzip 129, 161 ff. 
- als staatstheoretische Kategorie 115ff. 

- als staatliche Verwaltungsaufgabe 128f., 
131 

- als Vorbild für Art. 86 II E G V 80 
- Aufgabenträger 128f., 151, 153 ff. 
- Bedeutungsvielfalt 112f. 
- Eigenerfüllung d.d. Staat (gestion directe / 

indirecte) 153, 156f. 
- Delegation (s.a. gestion déléguée, Konzes-

sion) 153, 15 8 ff. 
- fait du prince 160 
- finanzielle Ausgeglichenheit (équation fi-

nancière) 160, 469 
- Genese 115ff. 
- gestion privée s. gestion déléguée 
- im engeren o. funktionalen Sinne (als Ver-

waltungskompetenz) 146f., 149ff. 
Definitionen 150f. 
Kernelemente 151 ff. 

- im organisatorischen u. materiellen Sinne 
120 

- im weiteren Sinne (Kernelement des franz. 
Verwaltungsrechts) 121 ff. 

- intuituspersonae 160f. 
- Krisen 122, 133ff. 
- missions de service public 184, 189f. 
- obligations de service public 159, 167 
- Organisationsformen 155ff. 
- Prinzipien des service public (Lois de Rol-

land) 130, 133ff., 141, 163, 213, 236f. 
- Rechtsregime (régime spécial exorbitant du 

droit commun) 129f., 161 ff. 
- Rechtswegfragen 123 ff. 
- Schule vom service public (Ecole de Bor-

deaux) 125 ff., 132 
- und établissement o. activités d'intérêt / 

d'utilité public 138, 151, 311 
- und erwerbswirtschaftliche Betätigung der 

öffentlichen Hand 151 f. 
- und Grundrechte 215ff. 
- und öffentliches Recht 133f. 
- und puissance publique (s.a. dort) 145 
- und Private 138f. 
- und staatliche Einrichtung 121 
- und Universaldienstleistungen 170, 

748 f. 
- und Wettbewerb 164f., 240ff. 
- verfassungsrechtliche Grundlagen 192ff. 
- Wesensmerkmale 125ff. 
services publics 
- a caractère industriel et commercial 135ff., 

140, 152,162 
- administratifs 136, 140, 146, 152 
- constitutionnels 204ff., 292, 315 
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- Grands services publics o. services publics 
nationaux 165 f., 170 

- régaliens 134, 146 
- virtuels 139f., 421, 666 
servicio público 268ff. 
- Aufgabenträger 270, 275 
- und Elektrizitätswirtschaft 276 
- und Wettbewerb 275 ff. 
servicios esenciales 271 ff., 491 
Société d'économie mixte 156f. 
Société nationale des chemins de fer français 

(SNCF) 169 
solidarité sociale 117ff., 125, 292 
Sondernutzung 419 
Souveränität 119, 196, 205f., 300, 397, 745 
- conditions essentielles d'exercise de la sou-

veraineté nationale 206, 210, 215 
sozialer Zusammenhalt 96, 111, 189 
Sozialisierung 476f., 580, 643, 669 
Sozialleistungen 19, 79 
Sozialstaatsprinzip 482ff., 592f. 
- soziale Gerechtigkeit (Ausgleich sozialer 

Härten) 486f. 
- soziale Sicherheit (Teilhabesicherung) 

485f. 
Sozialversicherungen 55, 207 
Sozialwirtschaft 485, 517, 
Spanien 107, 268 ff. 
Sparkassen s. Kreditinstitute 
Spezialitätsprinzip, s.a. établissement public 
- hinsichtlich kommunaler Kompetenzen 

255 
Spielbanken 461, 508ff. 
Sportwetten 461, 508ff. 
Sprachen in der EU 108 f. 
Staat und Gesellschaft, s.a. System-, Steue-

rungstheorie 336ff. 
- funktionale Unterscheidung 338f. 
- kein Kondominium 341 ff. 
- Trennung 337, 356, 393 
- verfassungsgeschichtlicher Vergleich 

343f. 
staatliche Rahmensetzung 347f. 
Staatsaufgaben / staatliche Aufgaben 
- ausschließliche / konkurrierende 326, 405, 

437 
- Definition 312f. 
- differenzierende Betrachtung 165ff., 208f., 

324ff. 
- „gestufte" Aufgabenabschichtung 344ff., 

437 
normative Vorgaben 471 ff. 
Regelungszuständigkeiten 668 f. 

- Kompetenz-Kompetenz 152, 196ff., 214f., 
314f., 351,489 

- kooperative Erledigung 333ff., 401 f., 404f. 
- „natürliche", „wesentliche" 
- - in Deutschland 319ff., 327, 377, 383, 

433 f. 
in Frankreich 132f., 140, 154, 205 
in Spanien 270 

- umfassende / partielle 326, 437 
- und Gesetzesvorbehalt 489ff., 645 
- und Grundrechte 317, 351 
- und Infrastrukturverantwortung 319 
- und internationalrechtliche Vorgaben 

318f., 351 
- und öffentliche Aufgaben (s.a. dort) 

303ff., 313, 315 
- und Staatsfunktionen 312, 315, 321 
- Übertragung auf Private, s. a. Privatisie-

rung 435 
- Typologie 324ff. 
- verfassungsrechtliche 

in Deutschland 315f. 
in Frankreich (s.a. services publics con-
stitutionnels) 203 ff. 

- verfassungsrechtliche Grenzen 317, 351 
- Wandel 324 
Staatsaufgabenlehre 322f., 377 
Staatslehre, allgemeine 288ff., 291 
Staatsvorbehalt 41 ff., 75ff. 
Staatszielbestimmungen 
- als Gemeinwohlindikatoren 295 
- und Staatsaufgaben 315 f. 
Staatszweck, s.a. öffentlicher Zweck 121, 

288ff. 
- Gemeinwohl 293 ff. 
- normative Staatszieltheorie 291 
- relativer 289 
- Staat als Selbstzweck 290f. 
- staatliche Zwecksetzungskompetenz 291 
- Staatszwecklehre u. Staatszweckrecht 

291 f. 
- Zweck und Mittel 299ff. 
Standortwettbewerb 481 
Steuerungstheorie 332ff., 345ff. 
Straßen- und Wegerecht (s. a. öffentliche Sa-

che / öff. Eigentum) 416f., 419f., 632f., 
648ff., 655ff., 720ff. 

Stromeinspeisung, s.a. erneuerbare Energien 
185, 587, 590, 616f., 623 

Stromhandel 60 
Subjektionstheorie 427 
subjektives öffentliches Recht 410, 422ff., 

431 
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Subjektstheorie 381 
Subordinationstheorie 427 
Subsidiarität 230, 476, 478f., 703ff., 710f., 

751 
Supranationalität 46 
Systemgerechtigkeit 523 
Systemtheorie 328ff., 331f. 
- und Verfassungsrecht 339ff. 

Tarifkundenversorgung 615 
Teilhabeanspruch s. Daseinsvorsorge 
Telegraphenregal 414 
Telekommunikation, s.a. Postreform 28f. 
- in Deutschland 390, 549ff., 559ff. 
- in Frankreich 147f., 166ff., 212 
- und Kommunen 557ff. 
- Wegenutzung 563 f. 
- Zusammenschaltung 563 
Third Party Access, s. Netzzugang 
Transparenzrichtlinie 49 
travaux publics 133 
Tribunal des conflits 123 ff. 

Uberlandzentralen 576 
Überwachungsverantwortung 347 
UCPTE 90 
Umweltschutz 83, 92, 104, 298 
- (kooperative) Aufgabenabschichtung 349, 

351 f. 
- Staatsziel 479 
Unbundling 34 
Universaldienstleistungen 25, 88, 92, 167f., 

169, 486, 562f., 748f. 
Universalität 
- des EG-Vertrages 44 
- im Kommunalverfassungsrecht 683 
Unternehmen 
- im Sinne des EG-Rechts 

Abgrenzung gegenüber „hoheitlichem 
Handeln" 52 ff. 

- - gemäß Art. 86 II 1 EGV 78 
funktionales Verständnis 46ff., 53 

- gemischt-wirtschaftliche 404, 604 
- öffentlich gebundene 456 
- öffentliche 14f., 53, 603ff. 

Gleichbehandlung im EG-Recht 48ff., 
69 
als Träger der EG-Grundfreiheiten 
50 
und öffentliche Verwaltung 464ff. 

Unternehmensfreiheit 
- liberté d'entreprendre 226ff. 
- in Spanien 272f. 

Verbändevereinbarung 612 
Verbot mit Befreiungsvorbehalt 461, 509 
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 460ff., 509, 

566 
Verbundunternehmen 568f., 577 
Verbundvertrag 571 
Verfahrensprivatisierung s. Privatisierung 
Verfassungsblock (bloc de la constitutionnali-

té) 196, 203 
Verfassungsgerichtsbarkeit (in Frankreich) 

s. Conseil constitutionnel u. Kontrolldichte 
Verfassungspräambel von 1946 (Frkr.) 146f. 
Verfassungsprinzipien (principes de valeur 

constitutionnelle) 214 
Verfassungsrat, s. Conseil constitutionnel 
Vergaberecht 243 f., 261 f., 724 
Vergesellschaftung, s.a. Sozialisierung 20 
Verhältnismäßigkeit 
- im Rahmen von Art. 86 II EGV 89 
- im Rahmen grundrechtlicher Gewährlei-

stungen 237ff. (Frkr.), 518f. 
Verkehrswirtschaft (s.a. Eisenbahn, Perso-

nennahverkehr) 
- in Frankreich 147, 208f. 
Verleihung („echte" Konzession) 286, 406ff., 

428f., 460, 540 
- doppelte 413 
- und Erlaubnis 423 f.,430 
Verleihungsvorbehalt 463 
Verordnungsgebung, s.a. Gewaltenteilung 

198, 200 
Versicherungsmonopole 501 
Versicherungsunternehmen 46 
Versorgung (Begriff) lOf. 
Versorgungsbetriebe (kommunale), s.a. Ge-

bietskörperschaften 13 f. 
Versorgungsnetze, s. Infrastrukturnetze 
Versorgungssicherheit, s.a. öffentliche Ver-

sorgung 61 
Versorgungsunternehmen 
- Ausnahmen vom EG-Kartellrecht 58ff. 
- Begriff 12 
- horizontal integrierte 37 
- und europäisches Primärrecht 46ff. 
- vertikal integrierte 36 
Versorgungswirtschaft (Begriff) 12ff. 
- in den Wirtschaftswissenschaften 13 
- konkurrierende s. Konkurrenzwirtschaft 

u. Wirtschaftshandeln der öffentl. Hand 
Verstaatlichtung, s. Nationalisierung 
Verteilungslenkung 462f., 511, 523f. 
- kommunale 713f., 720ff. 
Vertrag über die Europäische Union 
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- und Conseil constitutionnel 206, 745 
- und Bundesverfassungsgericht 745 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Strom-

im- und -exportmonopole 59, 93 f. 
Vertrauensschutz 521 
Verwaltung 
- im formellen und im materiellen Sinne 403 
- im funktionellen Sinne 56 
- mittelbare 525 
- öffentliche (i.S.d. EG-Vertrags) 52ff. 
- und Wirtschaftshandeln der öffentlichen 

Hand s. dort 
Verwaltungsaufgabe (s.a. Staatsaufgabe) 
- Definition 354 
- und service public 128f., 131, 146ff. 
Verwaltungshilfe 85, 154, 159, 404, 445ff., 

596f. 
- herkömmliches Verständnis u. Abgren-

zung zur Beleihung 446ff. 
- notwendige Erweiterung 448ff. 
- Steuerungsprobleme 449f. 
- und Grundrechtsschutz 469f. 
- Verfassungsrecht 450 
Verwaltungskooperationsrecht 348 
Verwaltungsmittler 404f., 448 
Verwaltungsmonopol, s.a. Aufgaben-, 

Dienstleistungsmonopol 45 
- in Deutschland 327, 377, 493, 500ff. 
- in Frankreich 154 
Verwaltungsprivatrecht, s.a. Fiskus 137, 141, 

163, 370ff. 
Verwaltungsrecht 
- Anpassungsbedarf 333ff., 401f. 
- und Verfassungsrecht (Frkr.) 143ff., 193f. 
Verwaltungsrechtskulturen 8 
Verwaltungsrechtsprechung (in Frankreich) 

s.a. Conseil d'Etat u. Kontrolldichte 123ff. 
Verwaltungssubstitution 444, 448, 453 
Verwaltungsvertrag (contrat administratif) 

133 
Verwaltungswissenschaften, s.a. Steuerungs-

theorie 345, 358 
Verwaltungszuständigkeiten 672 ff. 
Vetretbarkeitskontrolle 
- durch den EuGH (i.R.d. Art. 86 II EGV) 

81 f. 
- durch das BVerfG (i.R.d. Art. 28 II GG) 

686 
volonté générale 117, 291, 397 
Vorrangprinzip 47 

Warenverkehrsfreiheit 63 ff. 
- Elektrizität als „Ware" 63 

Wegehoheit, s.a. kommunales Wegeeigentum 
721 

Wesentlichkeitstheorie 489ff., 493f. 
Wettbewerb, s.a. Wettbewerbsrecht 
- und Wettbewerbsbeschränkung 103 ff. 
- Verfälschungen 104, 742f. 
- und Versorgungswirtschaft 16, 164 f. 
Wettbewerbsfreiheit 227, 475, 478, 499, 530 
Wettbewerbsrecht 
- europäisches 46ff. 
- - Ausnahmen nach Art. 86 II EGV 75ff., 

398 f. 
Bindungen der Mitgliedstaaten 69ff. 

- französisches 164, 240ff. 
- deutsches 390ff., 528ff., 571 f., 583ff. 
Widmung (s.a. Straßen- und Wegerecht) 

650f. 
Wirtschaft (im materiellen Sinne) 16 
Wirtschaftlichkeitsprinzip 480f., 504, 506, 

694 
Wirtschaftsförderang, regionale 22 
Wirtschaftsfreiheit 521 f. 
Wirtschaftshandeln der öffentlichen Hand, 

s. a. Konkurrenzwirtschaft 
- Gesetzesvorbehalt 492 ff. 
- Gewinnstreben 153, 516f. 
- grundrechtliche Grenzen 
- - in Deutschland 511 ff., 703ff., 712, 

729ff. 
in Frankreich 229ff. 

- in Frankreich (s.a. service public, services 
publics a caractère industriel et commerci-
al) 151 f., 154 

- kommunales 
- - in Deutschland 464, 494, 528, 701 ff. 

in Frankreich 258ff. 
im Bereich Telekommunikation 557ff. 

- und hoheitliches/nicht wirtschaftl. Staats-
handeln 52ff., 362ff., 370ff., 376ff., 705ff. 

- und öffentlicher Zweck 517ff., 526, 708ff., 
73 Iff. 

- subjektive Abwehransprüche 712ff., 
729ff. 

- wettbewerbsrechtliche Grenzen 
in Frankreich 242ff. 
in Deutschland 514, 532 ff. 

Wirtschaftspolitik, nationale 51, 743 
Wirtschaftsverfassung 
- deutsche 471 ff. 

„relative Offenheit" 473 
„freiheitlich-soziale" 474 

- europäische 42 ff. 
- französische 194ff. 
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Wohlfahrtspflege 19 Zugang Dritter, s. Netze 
Wohlfahrtsstaat {Etat providence) 115, 117, Zulassungsvorbehalt 507ff. 

258 Zwangsmitgliedschaft 304 
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